
 
 
 
Antrag AUF Nr. 01.22 zur Sitzung des Ortsbeirates am: Dienstag, 8. Februar 2022 
 
Die Rolle der US Army in Wiesbaden für das Waffensystem „Dark Eagle“ 
 
Der Ortsbeirat wolle beschließen: 
 
Der Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden wird gebeten, über das Bundesministerium der 
Verteidigung, Berlin, zu klären, ob und wenn ja welche Aufgaben oder Rollen die in Wiesbaden 
stationierten US-Streitkräfte, insbesondere das reaktivierte 56th Artillery Command, für das aktuell in 
der Entwicklung befindliche amerikanische Waffensystem „Dark Eagle“ hat bzw. haben wird. 
 
Begründung: 
 
Seit November 2021 berichtet die lokale Presse1 über die Reaktivierung des 56th Artillery Command, 
das in der Entwicklung befindliche Hyperschall-Raketensystem „Dark Eagle“ und die Frage, ob dieses 
Waffensystem für die US Militärs in Wiesbaden eine Bedeutung hat. Auch die internationale Presse 
hat berichtet. “All diesen Berichten ist gemein, dass bei Ihnen der Wiesbadener Stadtteil Mainz-Kastel 
eine zentrale Rolle spielt.“ (Wiesbadener Kurier aaO). 
 
Herr Oberbürgermeister Mende hat sich schriftlich an das Bundesministerium der Verteidigung 
gewandt und die Sorge der Bevölkerung zu einer Raketenstationierung vorgetragen. In ihrem 
Schreiben vom 17. Januar 22 hat Frau Bundesministerin geantwortet, dass sie die „angesprochene 
Sorge der Bevölkerung vor einer Stationierung von Langstreckenraketen in Wiesbaden“ nehmen 
könne. „Die US-Regierung hat bestätigt, keine Raketensysteme beim 56th Artillery Command im 
Ortsbezirk Mainz-Kastel der Stadt Wiesbaden zu stationieren.“ 
 
Diese – zu begrüßende aber nicht nachhaltig beruhigende – Nachricht greift den relevanten Faktor 
nicht auf, von wo dieses Raketensystem, dass ein mobiles Mittelstreckenraketen System ist, im 
Einsatz gesteuert werden würde. Sollte dies von der US-Army von Kastel oder Erbenheim, also der 
Clay-Kaserne, aus geschehen, sähe die AUF Fraktion hierin eine relevante Verschlechterung der 
Sicherheits-Situation für Wiesbaden.  
 
Mainz-Kastel, den 30. Januar 2021 
 

 
Ronny Maritzen 
Fraktionssprecher 
 

                                                 
1 Anlage FAZ v. 27.12.21 und Wiesbadener Kurier v. 27.11.21 
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WIESBADEN. Zumindest me-
dial ist der Kalte Krieg wieder
ausgebrochen, wie der Kon-
flikt zwischen den Westmäch-
ten und dem „Ostblock“ noch
vor 30 Jahren genannt worden
war. Gezündelt hat etwa die
britische Zeitung „The Sun“,
als das Revolverblatt kürzlich
titelte: „Amerikaner bewaff-
nen Nuklear-Einheit mit
Hyperschallraketen, ,to blitz
Moscow in 21 Mins‘“. Garniert
war der Bericht mit einer mar-
tialischen Grafik, über die sich
„Russia today“ empörte, weil
sie zeigte, wie Moskau „in
einer Pilzwolke verdampft“ –
getroffen von „Dark Eagle“.
Das ist der Name der von

den USA entwickelten Hyper-
schall-Rakete, die die Asia
Times „Mach5 Monster“
nennt, weil sie fünffache
Schallgeschwindigkeit er-
reicht. Und es war die Londo-
ner „Times“, die sich vor die-
sem Hintergrund an die Zeiten
des Kalten Krieges erinnert
fühlte.
All diesen Berichten ist ge-

mein, dass bei ihnen der
Wiesbadener Stadtteil Mainz-
Kastel eine zentrale Rolle
spielt. Denn dort – in unmit-
telbarer Nachbarschaft der Lu-
cius D. Clay Kaserne, des
Hauptquartiers der US-Streit-
kräfte in Europa – war Anfang
November eine Einheit reakti-
viert worden, die Geschichte
geschrieben hat, im Kalten
Krieg nämlich: das 56th Artil-
lery Command. Das soll Me-
dienberichten zufolge über die
Hyperschallrakete „Dark Ea-
gle“ verfügen – was die Ame-
rikaner dementieren.
Die Lager, die sich

im Kalten Krieg
gegenüber ge-
standen hatten,
gibt es heute
nicht mehr. Der
„Ostblock“ ist
auseinanderge-
brochen, aus der
Sowjetunion wur-
de die Russische Fö-
deration und die
Stärke der „West-
mächte“ hängt
davon ab, wer in
Washington gerade Präsident
ist. Aber an der ukrainisch-
russischen Grenze droht sich
gerade ein neuer militärischer
Konflikt aufzubauen. Und
auch an der EU-Außengrenze
ist die Lage angespannt: Russ-
land hat atomwaffenfähige
Kampfjets nach Belarus ge-
schickt.
Doch schon im April dieses

Jahres hatte der amerikani-
sche Verteidigungsminister
Lloyd Austin bei seinem An-
trittsbesuch in Berlin ange-
kündigt, das Pentagon werde
eine neue Militär-Einheit aus

der Taufe heben, die die elekt-
ronische Kriegsführung be-
herrscht und in der Lage sein
soll, weiter entfernte Ziele ins
Visier zu nehmen.
Dies sei Indiz dafür, dass US-

Präsident Joe Biden auf Dis-
tanz geht zu den Plänen sei-
nes Vorgängers Donald

Trump, der die US-Trup-
pen in Deutschland

noch hatte redu-
zieren wollen,
schrieb „Stars
and Stripes“.
Die Zeitung
für die ameri-
kanischen
Streitkräfte

nannte die neue
Einheit das „Cold

War artillery
command“, und
meint damit
eben jenes 56th

Artillery Command, das jetzt
zwar nicht aus der Taufe geho-
ben, aber immerhin zu neuem
Leben erweckt wurde.
Denn 1991 war die Einheit,

die bis dahin über Pershing 2
verfügt hatte, außer Dienst ge-
stellt worden. Das sind Mittel-
streckenraketen, die damals in
Deutschland stationiert wur-
den als Reaktion darauf, dass
Moskau SS20 Raketen mit
Atomsprengköpfen in Stellung
gebracht hatte.
Und weil auch Pershing2-Ra-

keten Atomsprengköpfe hat-
ten, war die Friedensbewe-

gung entstanden. Hunderttau-
sende trugen ihren Protest auf
die Straßen, forderten Abrüs-
tung. „Petting satt Pershing“
hieß einer ihrer Slogans, die
nicht ohne Resonanz blieben:
1987 vereinbarten die Groß-
mächte den INF-Vertrag (Inter-
mediate Range Nuclear Forces
Treaty), der eine umfangreiche
Abrüstung vorsah – mit der
das Ende des Kalten Krieges
vorerst besiegelt wurde.
Doch seit der Jahrtausend-

wende hat die Entspannungs-
politik Risse bekommen. 2007
erklärte Russlands Präsident
Wladimir Putin auf der
Münchner Sicherheitskonfe-
renz, der INF-Vertrag befriedi-
ge nicht mehr die Interessen
Russlands und verwies auch
auf die Amerikaner, die Rake-
ten in Tschechien und Polen
stationiert hatten.
2018 beschuldigte die Nato

Russland, über neue Marsch-
flugkörper zu verfügen. Und
schließlich war es Präsident
Donald Trump, der ankündig-
te, die USA würden aus dem
INF-Vertrag aussteigen.
Heute sieht Torben Schütz in

der Reaktivierung des 56th Ar-
tillery Commands in Mainz-
Kastel auch eine Folge der
Aufkündigung dieses INF-Ver-
trages. Der Experte für Sicher-
heit und Verteidigung bei der
Deutschen Gesellschaft für
Auswärtige Politik glaubt
nicht, dass die Militär-Einheit

schon über Hyperschall-Rake-
ten verfügt. „Dark Eagle“ sei
im kommenden Jahr, viel-
leicht aber auch erst 2023 ein-
satzbereit.
Die Berichterstattung der

Zeitung „The Sun“ hält er für
sensationslüstern und vor-
eilig, weil es erst eine politi-
sche Diskussion geben müsse,
bevor Hyperschallwaffen sta-
tioniert werden. Doch wenn es
Absicht der Amerikaner sei,

mittelfristig solche Waffensys-
teme zu stationieren, sei es
aus deren Sicht sinnvoll, eine
entsprechende Einheit in Be-
reitschaft zu haben.
Ohnehin wird sich nach Ein-

schätzung des Experten das
Artillery Command in Mainz-
Kastel nicht nur mit Hyper-
schallwaffen befassen. Seit
Ende des INF-Vertrages stelle
sich die Frage von bodenge-
bundenen Langstreckenwaf-

fen in Europa generell. Ob die
Reaktivierung der Einheit als
Beginn eines neuen Kalten
Krieges interpretiert werden
kann? Er sei kein großer
Freund von dieser Metapher,
sagt Torben Schütz. Die Reak-
tivierung sei aber ein Indiz für
zunehmende Spannungen in
Europa. Die Aufkündigung
des INF-Vertrages habe dazu
geführt, dass Waffensysteme,
die mit ihm verboten waren,
wieder in Europa stationiert
werden, „was eine gewisse Es-
kalation bedeutet“. So könne
Russland Medienberichte wie
den der „Sun“ möglicherwei-
se als Kriegstreiberei wahr-
nehmen und damit zu weite-
ren Schritten provoziert wer-
den.
Beim 56th Artillery Com-

mand dementiert man übri-
gens den Bericht des Revolver-
blatts. Anders noch als in der
Ära des Kalten Krieges sei die
Einheit heute konventionell
aufgestellt und kein Raketen-
kommando mehr. Zum Auf-
trag gehöre vielmehr die Koor-
dinierung von Artillerieforma-
tionen im Einsatzgebiet. Des-
halb sei es derzeit nicht ge-
plant, irgendwelche Waffen-
systeme in Mainz-Kastel zu
stationieren. Ohnehin würden
alle zukünftigen Entscheidun-
gen, bei denen es um Statio-
nierungen gehe, wie üblich
mit den Behörden des Gastge-
berlandes koordiniert.

Am Beginn eines neuen Kalten Kriegs?
In Mainz-Kastel haben die Amerikaner eine Militäreinheit reaktiviert, die einst über Raketen mit Atomsprengköpfen verfügte

Von Christoph Cuntz

WIESBADEN (cc). An einen
neuen Kalten Krieg glaubt
Wolfgang Richter schon des-
halb nicht, weil es derzeit
nicht um wirtschaftliche oder
ideologische Auseinanderset-
zungen geht. „Aber wir sind
seit einiger Zeit in einer Eska-
lationsspirale, in einem klassi-
schen Großmächtekonflikt“,
so der Oberst a.D. Es brauche
dringendst ein „Stabilitäts-Re-
gime, das diese Dinge ein-
fängt, Obergrenzen setzt und
Transparenz herstellt“.
Richter ist für die Stiftung

Wissenschaft und Politik tätig,
die unter anderem die Bun-
desregierung berät. Im Ge-
spräch mit dieser Zeitung er-
innert er daran, dass mit Auf-

kündigung des INF-Vertrages
beide Seiten – die Russen auf
der einen und die Amerikaner
auf der andern – rechtlich in
der Lage seien, bodengestütz-
te Raketen mit einer Reichwei-
te von mehr als 500 Kilome-
tern zu stationieren.
Er hat sich informiert über

das 56th Artillery Command,
das jetzt in Mainz-Kastel reak-
tiviert wurde. Der Auftragsbe-
reich der Einheit schließe die
Steuerung von Hyperschall-
Raketen mit ein, sagt er. Bei
der Entwicklung von Hyper-
schall-Raketen seien zunächst
die Amerikaner schneller ge-
wesen, dann die Russen.
„Jetzt haben die Amerikaner
solche Waffen für Heer, Luft-

waffe und Marine in der Ent-
wicklung“. Das sind Waffen,
die mit fünffacher Schallge-
schwindigkeit unterwegs sind,
schneller in den Zielgebieten
einschlagen und von der Ra-
ketenabwehr nur schwer ab-
gefangen werden können.
Es seien zunächst aber keine

Nuklear-Raketen, so der Ex-
perte für das Nato-Russland-
Verhältnis. „Die Nato hat die
Stationierung solcher Raketen
ausgeschlossen“. Allerdings
könnten die Hyperschall-Waf-
fen konventionell bestückt
werden.
Wo aber werden solche Ra-

keten stationiert? „Mir ist
nicht bekannt, dass es bereits
Festlegungen dazu gibt“, sagt

Wolfgang Richter. „Es braucht
einen Bündniskonsens“. Nötig
wäre aus seiner Sicht ein Pro-
zess, der in Europa „nicht oh-
ne Schockwellen laufen wür-
de“, zumal sich die künftige
Bundesregierung auf nukleare
Abrüstung festgelegt habe.
Welche Verbände das 56th

Artillery Command bekommt,
steht noch nicht fest. „Das
wird demnächst entschieden“,
so der Experte. Die Verbände
würden möglicherweise in
den Frontstaaten stationiert:
in Rumänien, Polen oder in
den baltischen Staaten. In
Deutschland wäre eine solche
Stationierung ohne parlamen-
tarische Befassung nicht mög-
lich.

. Als „Kalten Krieg“ bezeich-
net man einen Konflikt zwi-
schen Staaten. Dabei fallen
keine Bomben, es wird auch
nicht geschossen – die Waffen
bleiben also kalt. Die Gegner
drohen einander, rüsten meist
auf und führen den Krieg oft
auf wirtschaftlicher Ebene.

KRUSCHEL
ERKLÄRT´S

Mehr von Kruschel gibt es
unter www.kruschel.dew

KALTER KRIEG

In Mainz-Kastel wurde jetzt das 56th Artillery Command reakti-
viert. Foto: hbz/henkel

„Das ist ein klassischer Großmächtekonflikt“
Erst haben die Amerikaner Hyperschall-Raketen entwickelt, dann auch die Russen: Oberst a.D.Wolfgang Richter warnt vor einer weiteren Eskalation

. Die Amerikaner haben im
Wiesbadener Stadtteil Mainz-
Kastel zwei Standorte, die Sto-
rage Station und Kastel Hou-
sing. Bei beiden gab es große
Hoffnungen, die Liegenschaften
würden freigegeben, um dort
Wohnviertel zu planen.

. Doch im April gab das Haupt-
quartier für Europa und Afrika
in einer Pressemitteilung die
Entscheidung bekannt, dass die
Amerikaner in Mainz-Kastel
bleiben.

. Mitte August 2021 berichtete
die US-Militärzeitung „Stars
and Stripes“ erstmals über eine
Reaktivierung des 56. Artil-
lery Command. Die Einheit
werde in Kastel Quartier bezie-
hen, hieß es. In dem Bericht war
von 550 Soldaten und 750 An-
gehörigen die Rede.

. Die Militäreinrichtungen in
Kastel sollen weitere Aufgaben
bekommen. Mitte September
wurde eine Second Multi-Do-
main Task Force in Dienst ge-
stellt. Ihre Aufgaben: Aufklä-
rung und elektronische Kriegs-
führung. Alles in allem sollen
der Task Force 1200 Soldaten
und Angehörigen unterstellt
werden.

US-STANDORT KASTEL

Die Auflösung des
INF-Vertrages hat
dazu geführt, das
Waffensysteme, die
verboten waren, wieder
stationiert werden
können.

Torben Schütz, Deutsche Gesellschaft
für Auswärtige Politik

Wir sind seit einiger
Zeit in einer
Eskalationsspirale.

Wolfgang Richter, Stiftung
Wissenschaft und Politik

Torben Schütz
Foto: DGAP / Zsófia Pölöske

Die Zeitung „The Sun“ berichtete in der vergangenenWoche über
das 56th Artillery Command in Mainz-Kastel. Screenshot: VRM

In Wiesbaden-Erbenheim ist das Hauptquartier der US-Streitkräfte in Europa. Foto: dpa
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Comeback zwischen Rhein und Main: Amerikanische Militärpolizei im Juni   auf dem Stützpunkt  in Wiesbaden-Erbenheim.  Foto Frank Röth

Eisenmann: CDU unterwirft 
sich den Grünen
Die gescheiterte CDU-Spitzenkandi-
datin der baden-württembergischen 
CDU, Susanne Eisenmann, wirft der 
Parteispitze um Landesparteichef 
Thomas Strobl laut einem Bericht der 
„Stuttgarter Zeitung“ vor, sich im 
Koalitionsvertrag den Grünen unter-
worfen zu haben. Die CDU habe Über-
zeugungen aufgegeben, um am Kabi-
nettstisch sitzen zu dürfen, sagte die 
frühere Kultusministerin. Maßgeblich 
verhandelt hatte den grün-schwarzen 
Koalitionsvertrag der CDU-Landes-
vorsitzende und Innenminister Tho-
mas Strobl. Dieser trage die „Verant-
wortung für die negative Entwicklung 
der Partei“, so Eisenmann. Der Koali-
tionsvertrag sei in dieser Form ver-
hängnisvoll für die CDU. Als Beispiele 
nannte sie das Antidiskriminierungs-
gesetz für die Polizei oder die Herab-
setzung des Wahlalters. Eisenmann 
hatte sich nach der Wahlniederlage im 
März aus der Politik zurückgezogen. 
Die CDU erzielte mit 24,1 Prozent  ihr 
schlechtestes Ergebnis bei einer Land-
tagswahl im Südwesten. Bei der Bun-
destagswahl im September erreichte 
die Landes-CDU ein Zweitstimmener-
gebnis von 24,8 Prozent. dpa

Website  russischer 
Bürgerrechtler blockiert
Die russischen Behörden haben die 
Internetseite der Bürgerrechtsorgani-
sation OWD-Info blockiert. Wie die 
Organisation am Samstag auf dem 
Onlinedienst Twitter mitteilte, war 
die Website schon seit einigen Tagen 
gesperrt. „Bisher haben wir keine 
Benachrichtigung erhalten und ken-
nen den Grund für die Sperrung 
nicht“, erklärte die Organisation, die 
unter anderem Festnahmen bei Pro-
testen der Opposition dokumentiert 
und politisch Verfolgten juristische 
Unterstützung anbietet. Laut einer 
Datenbank der russischen Medien-
aufsichtsbehörde Roskomnadsor zu 
blockierten Internetseiten hatte ein 
Moskauer Gericht am vergangenen 
Montag entschieden, den Zugang zur 
Website von OWD-Info zu „beschrän-
ken“. Roskomnadsor erklärte nach 
Angaben russischer Nachrichten-
agenturen, die Website sei gesperrt 
worden, weil die Aktivitäten der 
NGO  nach Einschätzung des 
Gerichts auf die Förderung von „Ter-
rorismus und Extremismus“ in Russ-
land abzielten.  dpa

Wichtiges in Kürze

M
ilitärische Bedrohungen 
sieht der Kreml in diesen 
Wo chen an vielen Orten 
auf der Welt, die Regie-

rung von Russland begründet damit 
regel mäßig den Truppenaufmarsch an 
der Grenze der Ukraine. Mal versetzen 
NA TO-Übungen „an russischen Gren-
zen“ Moskau in Sorge, mal Raketenab-
wehrsysteme in Rumänien und Polen. 
Dann wieder beschwert sich Moskau 
über die Anwesenheit westlicher Kriegs-
schiffe im Schwarzen Meer oder über die 
NATO-Bataillone in den baltischen Staa-
ten. Vor wenigen Tagen allerdings deute-
te der stellvertretende russische Außen-
minister Sergej Rjabkow in diesem 
Zusammenhang auf einen Ort, den auf 
der Welt karte der vermeintlichen Bedro-
hungen wohl kaum jemand auf dem 
Schirm hatte: Mainz-Kastel. 

Was die Amerikaner in dem Stadtteil 
der hessischen Landeshauptstadt Wies-
baden gegenwärtig trieben, so ließ Rjab-
kow durchblicken, werte er als eines von 
mehreren „indirekten Anzeichen“ dafür, 
dass die NATO sich anschicke, Mittel-
streckenraketen in Europa zu stationie-
ren. Das habe der Westen zuletzt auf 
dem da maligen Höhepunkt des Ost-
West-Konflikts vollbracht. Dass der 
Beschluss des Westens seinerzeit eine 
Reaktion auf die Stationierung entspre-
chender sowjetischer Systeme westlich 
des Urals war, sagte Rjabkow allerdings 
nicht. Gleichwohl sehe sich Russland 
nun veranlasst, seinerseits Mittelstre-
ckenraketen in Eu ropa zu stationieren. 

Die NATO unterhält seit dem Ende des 
Ost-West-Konflikts keine Mittelstrecken-
raketen mehr in Europa. Sie wiederholt 
auch immer wieder gegenüber Russland, 

dass keines ihrer Mitglieder landgestützte 
Atomraketen in Europa stationieren will. 
Und doch: Die Stationierungsentschei-
dung der Amerikaner, auf die Rjabkow 
abhebt, lässt dennoch aufhorchen. Sie 
wurde in Berlin bislang kaum diskutiert, 
geschweige denn in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen. Am 8. November dieses 
Jahres reaktivierte das Hauptquartier der 
amerikanischen Landstreitkräfte in Eu -
ropa und Afrika mit einer Zeremonie in 
der Lucius-D.-Clay-Kaserne  das 56th 
Artillery Command. Genau genommen 
be findet sich ein Großteil der Kaserne im 
Wiesbadener Stadtteil Erbenheim, der 
un mittelbar an Mainz-Kastel grenzt. Und 
es ist es keine beliebige  Einheit, die dort 
stationiert ist. Das Kommando führte 
zwischen 1986 und 1991 die nuklearen 
Mittelstreckenraketen des Typs „Pershing 
II“, um die seinerzeit in Westdeutschland 
politisch  erbittert gestritten wurde. Was 
also steckt hinter diesem Comeback? 

Das britische Boulevardblatt „The 
Sun“ war sich wie so oft schnell sicher. Es 
simulierte zur Eröffnung des Artillerie-
kommandos in einer Grafik einen Atom-
schlag von Mainz-Kastel aus auf Moskau. 
Die russische Hauptstadt ging dabei in ei -
nem Atompilz auf. In Deutschland be -
schränkte sich das Interesse auf die lo -
kale Presse. Lediglich der im vergange-
nen Jahr unfreiwillig aus dem Amt ge -
schiedene Wehrbeauftragte Hans-Peter 
Bartels (SPD) widmete sich in einem Bei-
trag für das Medienportal The Pioneer 
dem Kommando ausführlicher. Auch er 
zeigte sich überzeugt, es diene wieder der 
nuklearen Abschreckung, so wie früher. 
In Berlin sag te sonst niemand etwas 
dazu. Und die amerikanischen Land-
streitkräfte im Rhein-Main-Gebiet taten 
es auch nicht. Ein Besuch des Artillerie-
kommandos, hieß es aus Armeekreisen, 
sei nicht möglich  –  zumindest nicht in 
diesen Zeiten, in denen der Kreml mit 
dem Finger auf Mainz-Kastel zeige. 

Was hat die amerikanische Regierung 
mit dem Artilleriekommando vor? Eine 
kurzfristige Reaktion auf die jüngste Kri-
se um die Ukraine ist die Reaktivierung 
jedenfalls nicht. Gemeinhin laufen sol-
che Überlegungen in Washington über 
Jah re zwischen Pentagon, Regierungen 
und dem Senat. Öffentlich wurden die 
Pläne im April. Damals kündigte US-Ver-
teidigungsminister Lloyd Austin bei sei-
nem Antrittsbesuch in Berlin an, dass 

eine neue Militäreinheit nach Deutsch-
land entsandt werde, um weit entfernte 
Ziele ins Visier nehmen zu können. Sie 
soll etwa 500 zusätzliche Soldaten um -
fassen. Die Ankündigung war von der 
damaligen Bundesregierung als Indiz ge -
wertet worden, dass die Regierung von 
Präsident Joe Biden von den umfangrei-
chen Ab zugsplänen seines Amtsvorgän-
gers Donald Trump Abstand nehmen 
will. In Deutschland sind etwa 35 000 
amerikanische Soldaten stationiert, mehr 
als in je dem anderen Land, abgesehen 
von Japan und natürlich den Vereinigten 
Staaten selbst. 

Die amerikanischen Landstreitkräfte 
in Europa und Afrika schreiben über 
den Auftrag des reaktivierten Artillerie-
kommandos, es werde „Feuertätigkeit“ 
planen und koordinieren, wahlweise für 
die amerikanischen Landstreitkräfte 
selbst oder einen Großverband, der 
auch aus Komponenten verschiedener 
Teilstreitkräfte sowie Nationen zusam-
mengesetzt sein könnte. Gemeint ist 
damit der Einsatz schwerer Waffensys-
teme. Dabei, so heißt es aus unterrichte-
ten Kreisen, gelte das Hauptaugenmerk 
wohl erst einmal den Fähigkeiten, über 
die das amerika nische Heer in Europa 
verfüge: Rohrartillerie, Raketenartille-
rie sowie Flugabwehrraketensysteme. 
Das Artilleriekommando koordiniere 
sie. Im Fall einer Krise oder eines Kon-
flikts käme so der neuen Einheit in 
Mainz-Kastel unter Führung eines 
Zweisternegenerals die Auf gabe zu, 
einen Feuerverbund zusam -
menzustellen, ihn ans Ziel zu verlegen 
und zu be urteilen, welche Wirkung er 
gegen ei nen Gegner entfalte –  vor allem 
auf einer Distanz von 30 Kilometern bis 
über hundert Kilometer. Das sind opera-
tive Planungen für eine konventionelle 
Aus einandersetzung. Eine Rolle von 
Kernwaffen dabei? Fehlanzeige. 

Dabei ist es nicht mehr so, als ob die 
Stationierung entsprechender Systeme 
in Europa per se verboten wäre. Seitdem 
die Vereinigten Staaten und Russland im 
Jahr 2019 den INF-Vertrag gekündigt 
ha ben, dürfen beide Seiten wieder Mit-
telstreckenwaffen mit einer Reichweite 
zwischen 500 und 5000 Kilometern auf -
stellen, auch nuklear bestückte. Moskau 
hatte das Abkommen bereits zuvor 
mehrfach gebrochen, indem es zeitweise 
Flug körper des Typs SSC-8 „Iskander“ 

in die Region Kaliningrad verlegt hatte. 
Für die Amerikaner gilt allerdings wei-
terhin eine Einschränkung. In der 
NATO-Russland-Grundakte aus dem 
Jahr 1997 haben sich die Staaten der 
Allianz dazu verpflichtet, in allen Staa-
ten des früheren Warschauer Pakts, 
inklusive Ostdeutschlands, keine subs-
tanziellen Kampftruppen permanent zu 
stationieren –  Nuklearwaffen einge-
schlossen. 

In Westdeutschland sind amerikani-
sche Atomwaffen hingegen erlaubt. Die 
Stationierung neuer Systeme, über die in 
der Eifel eingelagerten Bomben hinaus, 
ist bundespolitisch jedoch ein Tabu. 
Schon der Fortsetzung der nuklearen Teil -
habe mit deutschen Kampfflug zeu gen in 
Büchel, die amerikanische Atombomben 
tragen können, war ein sicherheitspoliti-
sches Ringen in Teilen der Ampelkoalitio-
näre vorausgegangen, vor allem in den 
Reihen der SPD und der Grünen. Eine 
Neustationierung von nu klearen Mittel-
streckenwaffen fordert bislang weder 
Washington, noch würde sie die Bundes-
regierung wohl akzeptieren. Interessanter 
könnte die Frage sein, was mit Über-
schallwaffen wie dem „Dark Eagle“ pas-
sieren wird, welche die Vereinigten Staa-
ten gegenwärtig entwickeln. Würden sie 
nach Europa verlegt, würde sich der Wir-
kungsraum der Waffen des Kommandos 
deutlich vergrößern –  und die Frage nach 
ihrer Bewaffnung abermals stellen. 

Das Interesse an der Arbeit des Ra -
ketenkommandos in Berlin wächst 
jedenfalls. Die Linkspartei stellte nach 
In formationen der F.A.Z. kürzlich eine 
Anfrage zum Artilleriekommando an die 
Bundesregierung. Und die grüne Vertei-
digungspolitikerin Agniezska Brugger 
sagte der F.A.Z.: „Die Entscheidung zur 
Re aktivierung des Artilleriekommandos 
hat einige für das Bündnis und die 
Sicherheitslage in Europa relevante Fra-
gen nach den weiteren Plänen der USA 
aufgeworfen, die gemeinsam besprochen 
werden sollten.“  In das eigene Sicher-
heitskalkül müsse  einbezogen werden, 
dass Intransparenz um bestimmte Ent-
scheidungen  dankbar von Wladimir 
Putin für dessen Propaganda und die 
Rechtfer tigung für weitere Aufrüstung 
und mili tärische Aggression ausgenutzt 
werde, so Brugger. Die Zeit des Schwei-
gens könnte damit für die Amerikaner 
bald vorbei sein. 

Das Pentagon
 reaktiviert  eine Einheit 
in Hessen, die im Kalten 
Krieg   Atomraketen 
kontrollierte  – und jetzt? 

Von Lorenz Hemicker, 

Wiesbaden 

Washington setzt auf Wiesbaden

F.A.Z. FRANKFURT. Österreichs 
früherer Bundeskanzler Sebastian 
Kurz soll eine Arbeit in den Vereinig-
ten Staaten angenommen haben. Das 
berichteten österreichische Medien 
am Samstag. Er soll laut der Boule-
vardzeitung „Österreich“  bereits ei -
nen Vertrag in der Privatwirtschaft 
unterschrieben haben. Nach Informa-
tionen der „Kronen Zeitung“  soll es 
sich um einen Managerjob im Silicon 
Valley handeln. In der Region südlich 
von San Francisco haben zahlreiche 
große Hightech-, IT- und Internet -
firmen ihren Sitz. Kurz selbst äußerte 
sich nicht. Auf  Twitter schrieb er sei-
ne Weihnachtsgrüße aber, was für ihn 
ungewöhnlich ist, auf Englisch.  

Kurz war im Oktober nach Korrup-
tionsvorwürfen als Kanzler in Wien 
zu  rückgetreten. Er und einige seiner 
engsten politischen Mitstreiter sollen 
mithilfe von Steuergeldern geschönte 
Umfragen in Auftrag gegeben haben, 
um den Weg ins Kanzleramt zu eb -
nen. Kurz bestreitet alle Vorwürfe. Im 
De zember trat Kurz  abrupt  von al len 
verbliebenen politischen Ämtern an. 
Zuvor waren er und seine Freundin 
Eltern geworden. Die Geburt seines 
Sohnes habe seine Perspektive geän-
dert, sagte Kurz, und schloss eine 
Rückkehr in die Politik aus.  

Kurz geht 
in die USA

F.A.Z. FRANKFURT. Papst Franzis-
kus hat sich am  zweiten Weihnachts-
feiertag besorgt über Geburtenrück-
gänge geäußert. Viele hätten nicht 
mehr die Vorstellung, Kinder zu be -
kommen, sagte das Oberhaupt der 
ka tholischen Kirche am Sonntag 
nach dem traditionellen Angelus-Ge-
bet vor den Gläubigen auf dem Pe -
tersplatz in Rom. „Viele Paare ziehen 
es vor, kein oder nur ein Kind zu ha -
ben. Das ist eine Tragödie“, erklärte 
das 85 Jahre alte Oberhaupt der ka -
tholischen Kirche  weiter. Er bezog 
sich vor allem auf den Geburtenrück-
gang in Italien, das  für 2020 abermals 
weniger Geburten  gemeldet hatte. 

Franziskus sprach von einem „de -
mographischen Winter“, den es zum 
Wohle der Familie und der Zukunft zu 
besiegen gelte. Am Sonntag richtete 
er sich außerdem in einem Brief an 
die Ehepaare in der Welt. Kinder sei-
en ein Geschenk, schrieb er. „Es ist 
wichtig, dass Ihr als Vater und als 
Mutter die Beziehung zu Euren Kin-
dern auf der Grundlage einer Auto -
rität aufbaut, die Ihr Euch Tag für Tag 
verdient habt“, empfahl er. 

Zum ersten Weihnachtsfeiertag 
spendete der Papst wie üblich den Se -
gen „Urbi et Orbi“ (Der Stadt und dem 
Erdkreis) und erließ den Gläubigen 
damit ihre Sünden. In seiner Weih-
nachtsbotschaft forderte er, weltweite 
Konflikte nicht zu ignorieren und Ge -
walt mit Dialog zu lösen. Er bezog 
sich auf Krisenschauplätze wie in Sy -
rien oder Afghanistan, aber auch auf 
das Thema Migration. Wegen der 
Spannungen in der Ukraine sagte er 
am Samstag von der Loggia des Pe -
tersdoms, dass sich „die Metastasen 
eines schwelenden Konflikts“ nicht 
aus breiten dürften. Franziskus ging 
auch auf die negativen Folgen der Co -
rona-Pandemie auf soziale Beziehun-
gen ein. „Es gibt eine wachsende Ten-
denz dazu, sich zu verschließen“, sag-
te das Kirchenoberhaupt. 

Die Weihnachtsfeierlichkeiten in 
Rom  be gan nen am Freitag mit der tra-
ditionellen Christmette im Peters-
dom. Rund 2000 Gläubige und Kir-
chenvertreter feierten mit dem Ober-
haupt der katholischen Kirche. Für die 
sonst von Tausenden mitzelebrierte 
Messe zur Geburt Jesu Christi galt ei -
ne Maskenpflicht, die Anwesenden 
sa  ßen mit Abstand zueinander.

Der Papst 
ist  besorgt
Franziskus beklagt 
Rückgang der Geburten

Karolos Papoulias 
gestorben
Der frühere griechische Präsident 
Karolos Papoulias ist tot.  „Mit Trauer 
richten wir unseren letzten Gruß an 
Karolos Papoulias“, sagte Präsiden-
tin Katerina Sakellaropoulou am 
Sonntag. Er habe sich immer für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und die nationale Einheit eingesetzt. 
Papoulias hatte zwischen 2005 und 

2015 Griechen-
lands höchstes 
Staatsamt inne, 
auch und gerade 
während der 
Schulden- und 
Finanzkrise. Dass 
er die von den 
internationalen 
Kreditgebern  ver-

langten Sparmaßnahmen unterstütz-
te, trug ihm im Land heftige Kritik 
ein. Bei einer Parade im Oktober 
2012 wurde Papoulias von Demonst-
ranten als „Verräter“ beschimpft.

 Papoulias, der Gründungsmitglied 
der Panhellenischen Sozialistischen 
Bewegung (PASOK) und einer der 
engsten Mitarbeiter des ehemaligen 
Ministerpräsidenten Andreas 
Papandreou war, wurde 1929  gebo-
ren.  Während der  griechischen 
Obristenjunta (1967-1974) lebte er 
im Exil in Deutschland, wo er in 
München und Köln Jura studierte. 
Am Sonntag starb Papoulias im Alter 
von 92 Jahren. F.A.Z.

Personalien 

Papoulias  
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